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Ministerium für
Kultur und Wissenschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen

Die Ministerin

Bericht
der Ministerin für Kultur und Wissenschaft

für den Wissenschaftsausschuss

des Landtags Nordrhein-Westfalen

Lebenssituation von Menschen mit Beeinträchtigungen und Stand der

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in den Hochschulen

und im Bereich Weiterbildung

Es wurde um die Beantwortung der folgenden Fragen gebeten:

Frage 1: Der Teilhabebericht befasst sich nur mit dem Bereich Stu-

dium. Die Lage der Hochschulbeschäftigten wird nicht geschildert,
gleichwohl § 3 Abs. 5 Satz 2 Hochschulgesetz explizit Studierende
und Hochschulbeschäftigte einschließt und der Aktionsplan Inklu-

sion ebenfalls auf die Beschäftigten eingeht:

a) Aus welchem Grund wurde die Situation der Hochschulbeschäf-

tigten nicht im Bericht der Landesregierung (Vorlage 17/3538) be-
trachtet?

Der Teilhabebericht ist ein wissenschaftlicher Bericht. Er wurde im Auf-

trag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales vom Institut

für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik und der Universität Biele-

feld erstellt. Ziel der Berichterstellung war es - nach dem Vorbild des

Bundesteilhabeberichts - die Lebenslagen von Menschen mit Beein-

trächtigungen anhand empirischer Daten zu untersuchen. Die acht Le-

benslagen sind: Familie und soziales Netz; Bildung und Ausbildung; Ar-

beit und materielle Lebenssituation; Wohnen, öffentlicher Raum und Mo-

bilität; Gesundheit und Gesundheitsversorgung; Selbstbestimmung und

Schutz der Person; Freizeit, Kultur und Sport sowie politische und zivil-

gesellschaftliche Partizipation. Es handelt sich somit um eine generelle

Betrachtung, die nicht auf spezifische Beschäftigungsfelderwie Z.B.den

Hochschulbereich eingeht.

Mit dem Teilhabebericht gibt es nun zum ersten Mal eine systematische

Datengrundlage zum aktuellen Stand und zur Entwicklung der Inklusion,

die speziell auf Nordrhein-Westfalen bezogen ist.
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Im Kern wurden Daten der amtlichen Statistiken und Statistiken der

Leistungsträger in Bereich der Sozialgesetze sowie Angaben aus reprä-

sentativen Bevölkerungsbefragungen zugrunde gelegt, wie bspw. Er-

Kenntnisse des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP).

Waren zu den einzelnen Lebenslagen valide Daten verfügbar, wurden

diese in den Bericht aufgenommen. Generell ist jedoch festzuhalten:

Nicht in allen Bereichen liegen bereits heute (aussagekräftige) Daten
zur Lebenssituation von Menschen mit Beeinträchtigungen vor. Insofern

weist der Bericht an einigen Stellen - so auch in den Themenfeldern

„Hochschule" und „Weiterbildung" - auf Datenlücken hin. Diese werden

Z.B. durch Angaben aus vertiefenden Forschungsberichten so weit wie

möglich kompensiert.

Die Lücken sollen perspektivisch u.a. auch durch eine vom Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) in Auftrag gegebene deutsch-
landweite Repräsentativbefragung von Menschen mit Beeinträchtigun-

gen geschlossen werden. Erste Daten dazu werden voraussichtlich ab

dem Jahr 2021 zur Verfügung stehen und dann auch in das Berichtswe-

sen für Nordrhein-Westfalen einfließen.

b) Wie stellt sich derzeit die Lage der Hochschulbeschäftigten mit
Beeinträchtigungen dar?

Die Lage von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern generell lässt sich

dem Teilhabebericht entnehmen, siehe Antwort zu Frage 1a).

Mit Blick auf den Hochschulbereich kann ergänzend ausgeführt werden,

dass die Hochschulen ihrem Auftrag zur Beschäftigung von Menschen

mit Beeinträchtigungen nachkommen. Sie unternehmen fortlaufende An-

strengungen zur Steigerung der Schwerbehindertenquote. Zudem stel-

len sie den Beschäftigten mit Beeinträchtigungen die zur Bewältigung ih-

rer Aufgaben erforderlichen Hilfsmittel zur Verfügung.

Aus den Hochschulen wurde ferner berichtet, dass in diesem Zusam-

menhang die Schwerbehindertenvertretung (SBV) in den Hochschulen
eine besonders wichtige Rolle spiele. Sie wirke mit ihrer Arbeit darauf

hin, dass die Hochschule die zugunsten schwerbehinderter und diesen

rechtlich gleichgestellten Menschen geltenden Gesetze, Verordnungen,

Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen beachte.
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Die Schwerbehindertenvertretung habe ein Augenmerk darauf, dass die

Hochschule ihre Verpflichtungen aus dem SGB IX einhalte. Insoweit

nehme sie an den Einstellungsverfahren (auch Berufungsverfahren) teil

und versuche so, Schwerbehinderten oder chronisch kranken Menschen

den Eintritt in das Berufsleben an einer Hochschule zu erleichtern.

Außerdem nehme sie Anregungen und Beschwerden von schwerbehin-

derten Menschen entgegen. Die Schwerbehindertenvertretung werde in

allen Angelegenheiten, die eine einzelne Schwerbehinderte oder einen

einzelnen Schwerbehinderten oder die schwerbehinderten Menschen

als Gruppe berührten, unverzüglich und umfassend unterrichtet und vor

einer Entscheidung angehört. Das gelte etwa bei Stellenausschreibun-

gen, Einstellungen, Umsetzungen, Versetzungen, Abordnungen und

Kündigungen. Beim betrieblichen Eingliederungsmanagement und beim

betrieblichen Gesundheitsmanagement sei die Schwerbehindertenver-

tretung ebenfalls beteiligt. Das Erreichen von Nachteilsausgleichen für

schwerbehinderte und diesen rechtlich gleichgestellten Beschäftigten

sei nur möglich, indem die Schwerbehindertenvertretung mit internen

(Personalräten, Arbeitgeberbeauftragten, betriebsärztlicher Dienst, So-

zial- und Suchtberatung, Fachkräften für Arbeitssicherheit etc.) und ex-

ternen (Integrationsamt, städtische Fürsorgestelle, Integrationsfach-

diensten, Agentur für Arbeit, Rehaträgern etc.) Kooperationspartnern

Hand in Hand arbeite.

Ein weiteres Beispiel zur Situation der Hochschulbeschäftigten liefert
das Beispiel einer Universität, an der das bereits 2015 verabschiedete

Inklusionskonzept integraler Bestandteil des Hochschulentwicklungs-

plans ist. Das Konzept unterstütze Maßnahmen zur Verbesserung der

Arbeitsbedingungen wie etwa die Zugänglichkeit und Barrierefreiheit der
Infrastruktur und die Chancengleichheit und gleichberechtigte Teilhabe
am Arbeitsleben und in der Wissenschaft und Forschung.

c) Welche Maßnahmen plant die Landesregierung, um die Situation

der Hochschulbeschäftigten mit Beeinträchtigungen zu verbes-

sern?

Die Landesregierung wird auf Basis einer Auswertung des Teilhabebe-

richts einen neuen Aktionsplan „NRW inklusiv" erarbeiten. Abgestimmt

mit allen Ressorts soll dieser Konzepte und Maßnahmen der Landesre-

gierung bündeln und die Inklusion in Nordrhein-Westfalen stärken. Über

diesen Weg können im Bericht aufgezeigte Problemlagen - auch in den
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Politikfeldern „Hochschule" und „Weiterbildung" transparent einer weite-

ren Bearbeitung zugeführt werden.

In diesen vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales koordi-

nierten Prozess werden die Verbände und Organisationen der Men-

sehen mit Behinderungen und auch die Landesbehindertenbeauftragte

eng eingebunden. Dies wird insbesondere über den Inklusionsbeirat und

seine sechs Fachbeiräte erfolgen. Das Deutsche Institut für Menschen-

rechte wird der Landesregierung beratend zur Seite stehen.

Frage 2: Welche Vorgaben bestehen für die Hochschulen bezüglich

der Verwendung der Mittel des „Förderprogramms Inklusive Hoch-

schule"?

Die Mittel aus dem Förderprogramm „Inklusive Hochschule" sind zweck-

bestimmt für Maßnahmen zu nutzen, um Studierende mit Behinderung

oder chronischer Erkrankung zu einem erfolgreichen Abschluss zu füh-

ren. Die Mittel können insbesondere für folgende Maßnahmen verwen-

det werden:

für Hilfsmittel und Dienstleistungen (z.B. Lizenzen, besonderes Ar-

beitsmaterial, Gebärdendolmetscher für Veranstaltungen),

für Personal (z.B. Inklusionsbeauftragte/r, Studienassistenzen, zu-

sätzliche Klausuraufsichten, barrierefreie Aufbereitung von Studien-

material),

für die Beschaffung von Material und Geräten sowie die Durchfüh-

rung von Baumaßnahmen (z.B. technische Ausstattung, barrierefreie

studentische Arbeitsplätze und -räume) sowie

in angemessenem Umfang für administrative und organisatorische

Zwecke.

Frage 3: Welche eigenen Impulse für die Inklusion an den Hoch-

schulen plant die Landesregierung über die für März 2021 erbete-

nen Berichte der Hochschulen (über die Verwendung der Mittel des

Förderprogramms Inklusive Hochschule und die Erstellung von In-

klusionskonzepten) hinaus?
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Strategische Ziele entwickeln Hochschulen und Land in der Absicht ge-

meinsamer Verständigung. Entsprechend ist die Hochschulvereinbarung

2021 um einen Side Letter erweitert worden, der auch das Thema Inklu-

sion aufgreift. Eine der Hochschulvereinbarung 2021 nachfolgende Ver-

einbarung wird gegenwärtig erarbeitet.

Die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen nehmen die ihnen

obliegenden Aufgaben als Selbstverwaltungsangelegenheiten wahr, § 2

Absatz 2 Satz 1 Hochschulgesetz und § 2 Absatz 2 Satz 1 Kunsthoch-
schulgesetz. Sie berücksichtigen mit angemessenen Vorkehrungen die

besonderen Bedürfnisse Studierender und Beschäftigter mit Behinde-

rung oder chronischer Erkrankung, § 3 Absatz 5 Satz 1 Hochschulge-

setz bzw. § 3 Absatz 4 Satz 2 Kunsthochschulgesetz.

Die Landesregierung erkennt die Leistungen der Hochschulen auf dem

Gebiet der gleichberechtigten Teilhabe aller Menschen am Hochschulle-

ben an und möchte die Universitäten, Hochschulen für Angewandte

Wissenschaften und Kunst- und Musikhochschulen in staatlicher Träger-

schaft bei der Umsetzung ihrer Maßnahmen weiter fördern und unter-

stützen. Hierzu ist auch die Fortsetzung des Programms „Inklusive

Hochschule" über den aktuellen Zeitraum hinaus geplant.

Schließlich wurden mit der Novelle des Hochschulgesetzes 2019 wei-

tere Regelungen in das Hochschulgesetz eingefügt, die den Belangen

von Studierenden mit Beeinträchtigung besonders Rechnung tragen

bzw. die Hochschulen dazu anhalten, diese Belange zum Beispiel im

Rahmen ihrer Prüfungsordnungen zu berücksichtigen. Hierzu wird auf

die Ausführungen im Teilhabebericht auf den Seiten 83f. verwiesen.

Frage 4: Im Teilhabeberichtwird auf Seite 81 erwähnt, dass die ge-

naue Zahl der Studierenden mit Beeinträchtigungen nicht bekannt

ist. Diese ungenaue Datenlageführt:ausweislich der Vorlage

17/3825 auch dazu, dass die Landesregierung die Mittel des Förder-

Programms Inklusive Hochschule anhand der allgemeinen Studie-

rendenzahlen an die Hochschulen vergibt: Wie will die Landesre-

gierung dafür sorgen, dass künftige Berichte auf einer besseren

Datenlage beruhen und insofern spezifischere Maßnahmen ergrif-

fen werden können?
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Die Datenlage rührt daher, dass ein Merkmal wie etwa „chronische Er-

Kränkung" im Rahmen der Hochschulstatistik nicht abgefragt wird. Die

Erhebungsmerkmale ergeben sich aus § 3 Absatz 1 des Hochschulsta-

tistikgesetzes des Bundes. Wie auch der Teilhabebericht NRW, sind die

Hochschulen und die Politik auf die Ergebnisse von Umfragen wie etwa

der Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks angewiesen. Die

Teilnahme an diesen Befragungen erfolgt auf freiwilliger Basis und nicht

zu Zwecken des Berichtswesens.

Frage 5: Die im Teilhabebericht erwähnte Auswertung der Studie

„beeinträchtigt studieren" nennt auf den Seiten 81-83 diverse Pro-

bleme mit der Inklusion an den Hochschulen: So stellt nur ein Drit-

tel der Studierenden, denen es zustünde, einen Antrag auf Nach-

teilsausgleich bei Prüfungen; ein Drittel der Anträge auf Nachteil-

sausgleich wird abgewiesen, weil dies nicht mit der Prüfungsord-

nung vereinbar sei oder Lehrende ihre Lehrroutinen nicht ändern

wollen; die Studierenden wünschen sich mehr Unterstützung in der

Studieneingangsphase, den Abbau von Barrieren in Prüfungsord-

nungen, die bessere Berücksichtigung beeinträchtigungsbedingter

Belange durch Lehrende, bessere räumliche Gegebenheiten und

Rückzugsräume, niedrigschwellige und gut auffindbare Informa-

tions- und Beratungsangebote sowie das Fachwissen der Bera-

tungskräfte:

a) Ist die Landesregierung angesichts dieser bereits vorliegenden

Erkenntnisse auf die Hochschulen zugegangen und hat darum ge-

beten diese Probleme zu beheben?

Die Landesregierung ist diesbezüglich nicht auf die Hochschulen zuge-

gangen, da diese berichtet haben, dass die in der Fragestellung geschil-

derten Problemlagen aus Erfahrungen der entsprechenden hochschuli-

sehen Beratungsstellen bekannt seien. Die Studie spiegle diese Erfah-

rungen wider. Die Hochschulen wiesen aber darauf hin, dass ihre Ange-

böte nur von einem Teil der betroffenen Studierenden in Anspruch ge-

nommen würden.

Die Hochschulen nehmen ihren gesetzlichen Auftrag, die besonderen

Bedürfnisse Studierender und Beschäftigter mit Behinderung oder chro-

nischer Erkrankung mit angemessenen Vorkehrungen zu berücksichti-

gen, wahr. Die nachfolgenden Berichte zeigen auch, dass sie sich dabei
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selbstkritisch überprüfen und Verbesserungspotenziale zu identifizieren

suchen:

Die Hochschulen für Angewandte Wissenschaften haben berichtet, dass

sie auf die Befunde u.a. mit einer Ausweitung und weiteren zielgruppen-

spezifischen Schärfung der vorhandenen Beratungsangebote reagieren.

So würden bspw. auf Fachbereichsebene Vertrauenspersonen einge-

richtet, es gebe spezialisierte Beraterinnen und Berater in den zentralen

Studienberatungsstellen sowie Senatsbeauftragte für Studierende mit

Beeinträchtigung. Diese stünden sowohl den Fachbereichen, Prüfungs-

ämtern und Lehrenden als auch den betroffenen Studierenden als An-

sprechpersonen zur Verfügung. Auf ihre Angebote werde bereits vor

Aufnahme des Studiums und speziell in der Studieneingangsphase hin-

gewiesen. Für Lehrende gebe es vielfach besondere Schulungsange-

böte zum Umgang mit Studierenden mit Beeinträchtigungen sowie um-

fassende Informationsangebote Z.B. zu Fragen des Nachteilsausgleichs.

Einzelne Hochschulen hätten in Kampagnen Erfahrungsberichte von

Studierenden mit Beeinträchtigungen präsentiert, um dadurch anderen

Studierenden mit Beeinträchtigungen Mut zu machen. Andere Hoch-

schulen hätten spezielle Mentoring-Programme initiiert. Selbstverständ-

lich stünden in den Hochschulen auch technische Hilfsmittel für Studie-

rende mit Beeinträchtigungen zur Verfügung, wenn diese gebraucht

würden (z.B. besonders ausgestattete PC-Arbeitsplätze, Stehpulte, mo-

bile Tafelbildkameras etc.). Die Gestaltung der Prüfungsphase habe

sich an einigen Hochschulen als Feld erwiesen, auf dem weitere An-

strengungen nötig seien, um eine wirklich gleichberechtigte Teilhabe al-

ler Studierenden zu ermöglichen. Dabei gehe es u.a. um verlängerte

Prüfungsphasen, mehr Flexibilität bei Prüfungsformaten oder generell

alternative Studienverlaufspläne. Viele Hochschulen wollten zudem den

Aspekt psychischer Erkrankungen bei Studierenden zukünftig genauer

in den Blick nehmen und spezielle Angebote schaffen.

Aus dem Bereich der Universitäten wurde am Beispiel einer ausgewähl-

ten Hochschule mitgeteilt, dass in einer Vielzahl der Fälle die Handha-

bung der Nachteilsausgleichsgewährung zur weitgehenden Zufrieden-

heit der Beteiligten funktioniere. Dennoch sei bei der Nachteilsaus-

gleichsgewährung weiterhin viel Uberzeugungsarbeit durch die Beauf-

fragte (gemäß § 62b Absatz 1 Hochschulgesetz), das zuständige Rekto-
ratsmitglied und die Diversity-Ansprechpersonen in den Fakultäten zu
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leisten. Die Beauftragte wirke insbesondere bei der Planung und Orga-

nisation der Lehr- und Studienbedingungen und beim Nachteilsaus-

gleich hinsichtlich des Zugangs und der Zulassung zum Studium, hin-

sichtlich des Studiums und hinsichtlich der Prüfungen mit. Sie behandelt

Beschwerden von Betroffenen.

Aus dem Bereich der Kunst- und Musikhochschulen wurde mitgeteilt,

dass auch hier Maßnahmen wie Z.B. zielgerichtete Studienberatung,

Bibliothekslizenzen für Literatur in Blindenschrift oder die Einstellung ei-

ner studentischen Hilfskraft für unterstützende Tätigkeiten möglich sei.

Nachteilsausgleiche könnten aufgrund der besonderen Bedingungen an

kleinen Hochschulen sehr individuell vereinbart werden.

b) Hat die Landesregierung die Hochschulen gebeten in ihren Be-

richten für März 2021 speziell auf diese bereits bekannten Problem-

lagen einzugehen?

Der Bericht wird aus einem Nachweis zur zahlenmäßigen Verwendung

der Mittel und aus einem Sachbericht bestehen. In Frage 2 wurde be-

reits dargestellt, für welche Zwecke die Mittel aus dem Programm ver-

wendet werden können. Die in der Antwort zu Frage 5 a) dargestellten

Berichte der Hochschulen zeigen, dass die Hochschulen sich dieser

Probleme bereits annehmen.

Frage 6: In Kapitel 2.6 unter der Überschrift „Erwachsenenbildung

und lebenslanges Lernen" gibt es lediglich Ausführungen zur be-

ruflichen Weiterbildung sowie den Hinweis, dass für den Bereich

derVolkshochschulen keine Informationen vorliegen. Das irritiert,

da die gemeinwohlorientierte Weiterbildung in NRW über eine
breite Trägerlandschaft verfügt, die weit über die Volkshochschu-

len hinaus geht und das Thema Inklusion selbstverständlich dort

auch schon länger Thema ist. Wie bewertet die Landesregierung

die dürren Aussagen und das Ausblenden der gemeinwohlorien-

tierten Weiterbildung im Teilhabebericht?

Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Angebote der gemeinwohlorien-

tierten Weiterbildung allen Menschen mit und ohne Behinderung offen-

stehen (§ 2 Abs. 4 WbG). Die gemeinwohlorientierte Weiterbildung in
Nordrhein-Westfalen hat sich auf den Weg gemacht, Vielfalt in den Ein-
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richtungen der Weiterbildung zu fördern. Die Schaffung von Chancenge-

rechtigkeit beim Zugang zur Weiterbildung ist im Grundsatzprogramm

der Landesorganisationen der Weiterbildung in Nordrhein-Westfalen so-

wie in vielen einzelnen Einrichtungen der gemeinwohlorientierten Wei-

terbildung verankert und vielfach gelebte Praxis.

Allerdings ist Inklusion an Einrichtungen der gemeinwohlorientierten

Weiterbildung kein Gegenstand gesetzlicher Vorgaben des Weiterbil-

dungsgesetzes. Auch das Berichtswesen Weiterbildung fragt keine Da-

ten zu evtl. Beeinträchtigungen von Teilnehmenden ab. Die Darstellung

auf Seite 85 unten des Teilhabeberichts gibt somit die bei der Landesre-

gierung bisher vorliegenden Erkenntnisse zutreffend wieder.

Zur grundsätzlichen Konzeption des Teilhabeberichts und zur Datenlage

wird auf die Beantwortung der Fragen 1a) und 4 verwiesen.

Wie in der Beantwortung der Frage 1c) bereits dargestellt, gilt auch für

den Bereich der Weiterbildung, dass die Landesregierung auf Basis ei-

ner Auswertung des Teilhabeberichts einen neuen Aktionsplan „NRW

inklusiv" erarbeiten wird. Abgestimmt mit allen Ressorts soll dieser Kon-

zepte und Maßnahmen der Landesregierung bündeln und die Inklusion

in Nordrhein-Westfalen stärken. Über diesen Weg können im Bericht

aufgezeigte Problemlagen - auch in den Politikfeldern „Hochschule" und

„Weiterbildung" transparent einer weiteren Bearbeitung zugeführt wer-

den.
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